
 
 

Protokollauszug 
aus der 

30. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam  

vom 03.05.2017 

 
öffentlich 
Top 6.13 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung von Übergangs-

einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Flüchtlingen, spätausgesie-
delten und weiteren aus dem Ausland zugewanderten Personen der Landes-
hauptstadt Potsdam (Benutzungs- und Gebührensatzung) 
17/SVV/0269 
ungeändert beschlossen 

 
Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion sowie der Hauptausschuss 
empfehlen, der Vorlage zuzustimmen. 
 
Die Stadtverordnete Laabs kündigt die Enthaltung Ihrer Fraktion DIE aNDERE für die Abstim-
mung dieser Vorlage an. 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung von Übergangseinrichtungen 
zur vorläufigen Unterbringung von Flüchtlingen, spätausgesiedelten und weiteren aus 
dem Ausland zugewanderten Personen der Landeshauptstadt Potsdam (Benutzungs- und 
Gebührensatzung).  
Abstimmungsergebnis: 
mit Stimmenmehrheit angenommen, 
bei 3 Stimmenthaltungen. 
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BESCHLUSS 
der 30. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 03.05.2017 

 
 
 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung von Übergangseinrichtungen 

zur vorläufigen Unterbringung von Flüchtlingen, spätausgesiedelten und weiteren aus dem 
Ausland zugewanderten Personen der Landeshauptstadt Potsdam (Benutzungs- und 
Gebührensatzung) 
Vorlage: 17/SVV/0269 

  
   

 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung von 
Übergangseinrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Flüchtlingen, 
spätausgesiedelten und weiteren aus dem Ausland zugewanderten Personen der 
Landeshauptstadt Potsdam (Benutzungs- und Gebührensatzung).  
 
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen, 
bei 3 Stimmenthaltungen. 
 

 
 
 
 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss werden __11__ Seiten beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 04. Mai 2017  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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